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Am Horizont erscheint das
Gespenst der Grundrente

Wer hätte das gedacht: Die Grundrente,
Schreckgespenst aller deutschen Sozialpo-
litiker, wird an den Horizont des Jahres
2030 projiziert. Pläne der rot-grünen Koali-
tion, das Leistungsniveau der Rentenkassen

bis 2020 nicht unter 46 Prozent und bis 2030 nicht unter 43 Pro-
zent des durchschnittlichen Nettoeinkommens sinken zu lassen,
können nicht anders als schleichende Vorbereitung einer Grund-
rente verstanden werden.  

Was sich wie eine Randnotiz aus dem Allerlei der Gesetzes-
pläne einer etwas ratlos gewordenen Regierungskoalition liest,
läuft auf einen Paradigmenwechsel in der Rentenpolitik hin-
aus, der noch vor drei Jahren als sozialpolitische Todsünde ge-
golten hätte. Bei den Sozialpolitikern der Volksparteien – den
Unionsparteien und der SPD – galt immer der Satz: „Ein Schuft,
wer die Formel ‚Rente nach Leistung‘ in Frage stellt!“ 

Die Begründung klang wuchtig: Es sei mit dem Stolz eines Ar-
beitnehmers auf seine wirtschaftliche Lebensleistung nicht ver-
einbar, ihm als Rentner einen Betrag anzubieten, der sich nicht
wesentlich von der Sozialhilfe unterscheide. Wenn die Bundes-
regierung nun Anlass sieht, eine im Vergleich zum heutigen
Rentenniveau sehr bescheidene Mindestrente als vertrauens-
stiftende Maßnahme anzubieten, dann ist der Weg der Umwid-
mung der künftigen Mindestrente zur allgemeinen Grundrente
eingeschlagen. Und es wird eine Rente sein, die sich in der Tat
nicht erheblich von der Sozialhilfe unterscheidet.

Man darf den Rentenpolitikern abnehmen, dass sie diese
Entwicklung nicht gewollt haben. Aber sie haben es zumindest
grob fahrlässig zu diesem Punkt der Fehlentwicklung kommen
lassen: Die Rentenkasse ist als Verschiebebahnhof für Arbeits-
losigkeit missbraucht worden, und es rächt sich, dass die Al-
tersvorsorge allzu lange auf das Umlageverfahren festgelegt
war. Es gehört zu den Ironien der Sozialgeschichte, dass im
Umlageverfahren immer die beste Garantie für die Würde im
Alter gesehen wurde.

Hans D. Barbier

Teure gesetzliche
Sozialversicherungen
Die Beitragssätze zu den ge-
setzlichen Sozialversicherun-
gen sind von 20 Prozent im
Jahr 1950 auf mittlerweile 42
Prozent angewachsen. Das
hatte viele Gründe: 

In Verbindung mit der Öl-
krise Anfang der siebziger
Jahre kam es in Deutschland
erstmals zu Massenarbeitslo-
sigkeit. Jede folgende Rezes-
sion brachte die Arbeitslosen-
zahlen in neue Rekordhöhen.
Mit ihnen wuchs der Beitrags-
satz zur Arbeitslosenversiche-
rung von 1,3 Prozent im Jahr
1972 auf derzeit 6,5 Prozent.

Weniger Beitragszahler
und längere Lebenserwar-
tung ließen die Rentenversi-
cherungsbeiträge von 14 Pro-
zent 1960 auf den bisherigen
Spitzenwert von 20,3 Prozent
im Jahr 1998 steigen. Dass
derzeit „nur“ 19,5 Prozent ge-
zahlt werden müssen, ist Fol-
ge der Ökosteuer und des hö-
heren Rentenzuschusses aus
allgemeinen Steuermitteln.

In der Krankenversiche-
rung lag der Beitragssatz vor
vierzig Jahren bei acht Pro-
zent. Fehlender Wettbewerb
im Gesundheitssystem, man-
gelhafte Kostentransparenz
und technischer Fortschritt
haben die Ausgaben nach
oben getrieben und zu einem
Beitragssatz von zuletzt 14,3
Prozent geführt. Anstatt aus
dem Desaster der bestehen-
den umlagefinanzierten Ver-
sicherungen zu lernen, fügte
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man 1995 nach gleichem
Muster die Pflegeversiche-
rung hinzu, die seit ihrer Ein-
führung 1,7 Prozent vom
Bruttoeinkommen kostet.

Nun wird für Eigenvorsor-
ge geworben. Aber die Beiträ-
ge zu den staatlichen Zwangs-
versicherungen haben das
frei verfügbare Einkommen
so geschmälert, dass kaum
noch Eigenvorsorge betrieben
werden kann.

Bürokratie kostet 
Zeit und Geld
Nach Steuer- und Abgaben-
last sind laut Ifo-Institut Vor-
schriften, Meldepflichten und
Genehmigungsverfahren das
zweitgrößte Hindernis für
unternehmerischen Erfolg.
Zwar ist es schwierig, die Bü-
rokratiekosten auf den Cent
genau zu beziffern. Untersu-
chungen geben aber zumin-
dest einen ungefähren Ein-
blick: Die staatliche Bürokra-
tie kostet die Unternehmen in
Deutschland rund 46 Milliar-
den ¤ jährlich. Kleine Unter-
nehmen werden dabei über-
proportional belastet. Für Be-
triebe mit maximal neun Be-
schäftigten entstehen Büro-
kratiekosten von 4 400 ¤ pro
Jahr und Mitarbeiter. Je grö-
ßer das Unternehmen, umso
„günstiger“ wird der Auf-
wand. Bei Unternehmen mit
mehr als 500 Beschäftigten
schlagen nur noch 350 ¤ pro
Mitarbeiter zu Buche.

www.ifm-bonn.org/presse/
buerokratie.htm
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Die Welt der internationalen
Konzerne ist in Bewegung ge-
raten. Wenn die schwache
globale Konjunktur wieder
anspringt, wollen die Kon-
zernlenker gut vorbereitet –
in der Sprache der Manager
„optimal aufgestellt“ – sein.
Dazu greifen sie nach ande-
ren Unternehmen. Hierzulan-
de wird aktuell der Plan des
französischen Pharmakon-
zerns Sanofi-Synthélabo hef-
tig diskutiert, den deutsch-
französischen Konkurrenten
Aventis zu übernehmen. Am
26. Januar legte Sanofi-Chef
Jean-François Dehecq den
Aventis-Aktionären ein Über-
nahme-Angebot vor.

Würden Sanofi und Aventis
fusionieren, entstünde der
größte europäische und der
drittgrößte weltweite Pharma-
konzern – eine „Plattform für
starkes, nachhaltiges, profita-
bles Wachstum“, wie man bei
Sanofi glaubt. Die Verschmel-
zung der beiden Pharmapro-
duzenten würde ab 2006 je-
des Jahr 1,6 Milliarden ¤ spa-
ren, weil ein großes Unter-
nehmen effizienter arbeiten
könne als zwei kleinere.
Außerdem werde der medizi-
nische Fortschritt beschleu-
nigt, wenn Sanofi- und Aven-
tis-Forscher in Zukunft ge-
meinsam in den Kampf gegen
bislang unheilbare Krankhei-
ten zögen. Das alles sei im
Sinne der Patienten sowie lu-
krativ für Aktionäre und Mit-
arbeiter beider Unternehmen,

heißt es aus der Sanofi-Zen-
trale in Paris. 

Aventis-Chef Igor Landau
sieht das anders. Er meint,
Aventis komme gut allein zu-
recht und rät den Aktionären
von der Fusion ab. Die Mitar-
beiter sind verunsichert: Ein
Zusammenschluss der Unter-
nehmen könnte 10 000 Ar-
beitsplätze in Frankreich und
Deutschland kosten.

Hohe Erwartungen
Fusionen und Übernahmen,
oft mit „M&A“ für „Mergers
and Acquisitions“ abgekürzt,
sind kein neues Phänomen.
Im Verlauf der Wirtschaftsge-
schichte hat es immer wieder
Fusionen und Firmenüber-
nahmen gegeben. Die letzte
türmte sich in der zweiten
Hälfte der neunziger Jahre
auf und verebbte mit dem

weltweiten Konjunkturein-
bruch im Jahr 2001.

Aventis ist selbst Produkt
einer Fusion. 1999 schlossen
sich die Hoechst AG und Rhô-
ne-Poulenc zusammen. Be-
reits ein Jahr zuvor war der
bis dato größte Unterneh-
menszusammenschluss un-
terschriftsreif: Daimler-Benz-
Chef Jürgen Schrempp rückte
im Mai 1998 zum Vorstands-
vorsitzenden der „Welt AG“
auf, indem er den amerikani-
schen Autohersteller Chrysler
ins Boot holte.

Die Argumente, mit denen
er damals bei Daimler- und
Chrysler-Aktionären um Zu-
stimmung für seinen Plan
warb, ähneln denen, die zur
Begründung vieler anderer
Fusionen vorgetragen wer-
den: Daimler Benz allein sei
zu klein, um im Wettbewerb
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Schluckbeschwerden
Der amerikanische Kabelnetzbetreiber Comcast will den Disney-Konzern schlucken, der
Softwarehersteller Peoplesoft den Konkurrenten Oracle übernehmen. Der belgische Braue-
reikonzern Interbrew, der in den vergangenen Jahren in Deutschland auf Einkaufstour war
und sich die Biermarken Beck’s, Diebels und Hasseröder angeeignet hat, fusioniert mit dem
brasilianischen Bierkonzern AmBev, um den südamerikanischen Markt zu erobern.

Arbeitsmarktkosmetik
Seit Jahresbeginn werden Ar-
beitslose statistisch anders
erfasst: Wer von einer Ar-
beitsagentur „trainiert“ wird
– in neuen Fertigkeiten oder
für die nächste Bewerbung –,
ist offiziell nicht mehr ar-
beitslos. Für Januar 2003
standen dadurch 81 100 Ar-
beitsuchende weniger in der
Statistik. Die von den Agen-
turen für Arbeit geförderten
Teilnehmer an Weiterbil-
dungskursen, Arbeitsbeschaf-
fungs- und Strukturanpas-
sungs-Maßnahmen gelten
schon länger als nicht ar-
beitslos. Würden sie mitge-
zählt, hätte es zu Jahresbe-
ginn noch 331 000 registrier-
te Arbeitslose mehr gegeben.

Auch ältere Arbeitnehmer
ab 58 Jahre sind aus der Sta-
tistik gefallen. Die Bundes-
agentur bietet ihnen an, Ar-
beitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe künftig „unter den er-
leichterten Voraussetzungen
des § 428 Sozialgesetzbuch
III“ zu beziehen. Wer mit sei-
ner Unterschrift zustimmt,
braucht der Arbeitsvermitt-
lung nicht mehr zur Verfü-
gung zu stehen. Im Gegenzug
muss sich der Unterzeichner
allerdings verpflichten, Al-
tersrente zu beantragen, so-
bald das „abschlagsfrei“ mög-
lich ist. Im Moment gibt es
392 000 ältere „nichtarbeitslo-
se Leistungsempfänger“, wie
sie im Amtsdeutsch heißen –
nicht arbeitslos, und trotzdem
ohne Arbeit.

Rund 700 000 Menschen
fallen damit unter die Rubrik
„nicht arbeitslos“ ohne den
Arbeitsplatz zu haben, den
sie suchen und der ihnen den
Lebensunterhalt aus eigener
Kraft sichert.

Fusionswelle weltweit

Summe der veröffentlichten Kaufpreise in Milliarden E

Quelle: www.m-and-a.de/fakten1040.htm
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„Ich bin sehr für Wettbewerb, aber ich meine damit nicht 
den Wettbewerb, der mit den Mitteln der Macht für sich und seine
Gruppe das herausschlägt, was eben nur Macht erzwingen kann.“
Ludwig Erhard

mit der Konkurrenz mithal-
ten zu können. Unternehmen,
die größere Stückzahlen her-
stellen, könnten viel günsti-
ger Vorprodukte einkaufen,
weil Abnehmer größerer Men-
gen höhere Rabatte von Liefe-
ranten verlangen könnten.

Auch die Produktion sei
billiger, weil die Entwick-
lungskosten auf eine größere
Anzahl Autos umgelegt wer-
den könnten. Gleiches gelte
für die Vertriebskosten: Nur
wer große Mengen verkauft,
könne sich ein dichtes Filial-
netz leisten. Ein Zusammen-
schluss mit Chrysler bewirke
außerdem „Synergieeffekte“,
das heißt: Vieles, was es bis-
lang doppelt gibt – Verwal-
tungen und Produktionsstät-
ten für Bauteile, die sich so-
wohl bei Mercedes als auch
bei Chrysler einsetzten las-
sen –, könne nach der Fusion
eingespart werden.

Enttäuschte Hoffnungen
Die von den Managern ge-

weckten Erwartungen in die
Fusion erfüllen sich nur sel-
ten. Zwischen 75 und 85 Pro-
zent der Fusionen verlaufen
nicht erfolgreich oder verfeh-
len die anvisierten Ziele. Ins-
besondere große Zusammen-
schlüsse weisen geringe Er-
folgsraten auf: Nur jede vierte
große Fusion verläuft erfolg-
reich. Eine Untersuchung der
Unternehmensberatung Price-
waterhouse Coopers hat erge-
ben, dass 80 Prozent aller
weltweiten Fusionen nicht
einmal die Kapitalkosten für
die Transaktion erwirtschaf-
ten. Knapp ein Drittel der Fu-
sionen endet mit dem Wieder-
verkauf des übernommenen
Unternehmens. Das sind er-
nüchternde Ergebnisse.

In Fällen, in denen die Fu-
sion vom Management das
Prädikat „erfolgreich“ erhält,
ist das mit den angekündig-
ten Synergieeffekten – wie
Arbeitsplatzsicherung und
höhere Aktienkurse – eben-
falls so eine Sache. Die Fir-
menhochzeit von Daimler
und Chrysler gilt beispiels-
weise im großen Ganzen als
gelungen. Doch durch den Zu-
sammenschluss verschwan-
den innerhalb von fünf Jahren
rund 70 000 Arbeitsplätze.
Der Aktienkurs, der zu Be-
ginn der Fusion zunächst bis
auf knapp 100 ¤ gestiegen
war, sank in der Folgezeit
kontinuierlich und pendelte
in den letzten zwölf Monaten
zwischen 25 und 35 ¤. 

Fusion statt Wettbewerb?
Unter ordnungspolitischen
Aspekten sind Fusionen be-
sonders problematisch. Aus
der Sicht von Ludwig Erhard
haben Unternehmen die Auf-
gabe, sich durch Leistungs-
wettbewerb mit Konkurren-
ten „die Gunst des Verbrau-
chers zu verdienen. Qualität
und Preis bestimmen Art und
Richtung der Produktion.“
„König Kunde“ ist also Maß-
stab für unternehmerisches
Handeln. Kunden lassen sich
auf Dauer aber nur gewinnen,
wenn preisgünstige Produkte
angeboten werden, die die
Verbraucher überzeugen. Das
Instrument, mit dem diese
verbraucherfreundliche Pro-
duktion dauerhaft gewähr-
leistet wird, ist der Wettbe-
werb. Fusionen unterlaufen
jedoch diesen Wettbewerb.
Aus zwei mach eins bedeutet:
Das Produktangebot von ehe-
dem zwei Produzenten wird
auf die Produktpalette eines

Anbieters reduziert; die Aus-
wahl für die Verbraucher
schrumpft.

Die Wissenschaftler Andrei
Shleifer und Lawrence H.
Summers haben in einer Stu-
die nachgewiesen (Breaches
of Trust in Hostile Takeovers),
dass jede Fusion einen Ver-
trauensbruch gegenüber Kun-
den und Zulieferern darstellt.
Nach ihrer Einschätzung be-
wirken Fusionen die Umver-
teilung von Erträgen und Ri-
siken zugunsten des fusio-
nierten Unternehmens – zu-
lasten der Kunden und Zulie-
ferer.

Kunden, die Produkte eines
bestimmten Unternehmens
vorziehen, sind nach dem Zu-
sammenschluss mit einer ver-
änderten Produktpalette kon-
frontiert. In der Folgezeit
wandern Kunden ab: Volks-
wagen beispielsweise hat das
beim Erwerb von Rolls-Royce
erfahren. Der Absatz beider
Marken ging kurz nach An-
kündigung der Übernahme
zurück. Auch die Zulieferung
stockt, weil Zulieferer sich
mit ihrer Planung auf einen
bestimmten Abnehmer spezi-

alisiert und verlassen haben.
Nach der Fusion müssen sie
sich neu orientieren. In den
fusionierten Unternehmen
wiederum steigen häufig die
Maschinenausfall- und Fehl-
zeiten. Die Angst um den Ar-
beitsplatz oder der Stress
durch die Doppelbelastung
von „Integration und Tagesge-
schäft“ beeinträchtigen die
Leistungsfähigkeit der Beleg-
schaft. Alle diese Effekte ste-
hen den Hoffnungen auf
„Synergie“ entgegen.

Fusionen mögen aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht in
einzelnen Fällen sinnvoll und
akzeptabel sein, aus Sicht ei-
ner Sozialen Marktwirtschaft
sind sie es nicht. Sie sind
aber besonders dann abzuleh-
nen, wenn die Firmenzusam-
menschlüsse mit problemati-
schen betriebswirtschaft-
lichen Argumenten gerecht-
fertigt werden. In diesen Fäl-
len bleibt nur eine Überle-
gung beachtenswert: Sinn
und Zweck unternehmeri-
schen Engagements ist das
Erfüllen von Verbraucher-
wünschen – und sonst nichts.

Die größten Übernahmen 2002*
Kaufobjekt Land Preis in Mio. E Käufer Land

Innogy Holding GB 8 129 RWE D

Reemtsma D 5 800 Imperial Tobacco GB

Zomba Music USA 3 100 Bertelsmann D
Mannesmann D 2 700 Robert Bosch D
Rexroth

Stinnes AG D 2 500 Deutsche Bahn D

TXU Europe GB/USA 2 170 E.ON D

Ben Nederland NL 2 000 T-Mobile D
Schmalbach- D 1 725 Amcor AUS
Lubeca
Haarmann & D 1 660 Investor SWE
Reimer

* mit deutscher Beteiligung

Quelle: www.m-and-a.de/fakten1040.htm
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GKV-Defizit
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Airbags und ABS benötigt
werden – mit rund 260 Milli-
onen ¤. Kurzum: Sie ver-
schiebt die Haushaltskonsoli-
dierung erneut auf „später“.

Eigenverantwortung
„Die gesetzliche Krankenver-
sicherung hat das Jahr 2003
mit einem Defizit von rund
2,9 Milliarden ¤ abgeschlos-
sen. Das ist besser als erwar-
tet“, sagte Dr. Klaus Theo
Schröder, Staatssekretär im
Bundesministerium für Ge-
sundheit, Anfang März zur
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Vollbeschäftigung
„Sonderprogramm Jump

Plus“ , „Jugend in Arbeit“ und
ähnliche Programme mehr:
Um arbeitslosen jungen Er-
wachsenen Arbeit zu ver-
schaffen, wird einiges getan.
Doch allen teuren Program-
men und löblichen Bemühun-
gen zum Trotz waren noch nie
mehr junge Frauen und Män-
ner im Jahresdurchschnitt oh-
ne berufliche Perspektive:
Laut Statistik gab es 2003
rund 516 000 Arbeitslose un-
ter 25 Jahren.

„Alle große politische Aktion besteht im Aussprechen dessen,
was ist, und beginnt damit. Alle politische Kleingeisterei besteht 
im Verschweigen und Bemänteln dessen, was ist.“
Ferdinand Lassalle, deutscher Politiker
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Die Soziale Marktwirtschaft im März 2004
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

Geldwertstabilität 
Bund, Länder und Gemeinden
stehen mit rund 1,35 Billio-
nen E in der Kreide. Neben
dieser ausgewiesenen – expli-
ziten – Staatsverschuldung
existieren weitere Zahlungs-
zusagen, die der Staat seinen
Bürgern gemacht hat, zum
Beispiel für die Zuschüsse
zur gesetzlichen Renten- und
Pflegeversicherung und die
Beamtenpensionen.

Diese so genannte „implizi-
te Staatsschuld“ liegt laut
„Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Lage“ – besser
bekannt als die „fünf Weisen“
– bei 270 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts.

Trotz leerer Kassen gibt
sich die Bundesregierung
weiter großzügig: Sie will fünf
Elite-Unis mit 250 Millionen
¤ pro Jahr fördern. Sie startet
Verkehrsprojekte, obwohl das
Geld dafür – etwa eine Milli-
arde E – erst nach einem er-
folgreichen Schiedsgerichts-
verfahren gegen Toll Collect
verfügbar sein wird. Sie be-
denkt die Entwicklung der
Mikrosystemtechnik – Bautei-
le, wie sie beispielsweise für

vorläufigen Bilanz der gesetz-
lichen Krankenkassen (GKV).

Die Lücke zwischen Ein-
nahmen und Ausgaben der
GKV betrug zum dritten Mal
in Folge knapp drei Milliar-
den ¤. Bezahlen müssen das
wieder alle gesetzlich Versi-
cherten. Entweder werden
Leistungen gestrichen oder
Beiträge angehoben. In bei-
den Fällen gilt das Prinzip:
Anonyme Zahlung für irgend-
wie angefallene Kosten – er-
neut ein Schritt weg von der
eigenen Verantwortung.

I N D E X
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